
Der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der sich gegen die Zurückweisung der Berufung 
durch das Bezirksgericht richtet, hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Die Entscheidung über das Erziehungsrecht für das 
Kind verletzt § 25 FGB sowie die Richtlinie Nr. 25 des 
Plenums des Obersten Gerichts zu Erziehungsrechtsent­
scheidungen vom 25. September 1968 (GB1. II S. 847; 
NJ1968 S. 651) und beachtet die bisherige Rechtspre­
chung des Obersten Gerichts nicht im erforderlichen 
Maße. Die Entscheidungen der Instanzgerichte beruhen 
insofern auf einer unzulänglichen Wertung der Um­
stände, die in diesem Verfahren für die Entscheidung in 
einem sehr unterschiedlichen Maße von Bedeutung wa­
ren. Das gilt zunächst vor allem für die Entscheidung des 
Kreisgerichts, das die Ausführungen des Referats Ju­
gendhilfe unkritisch übernommen hat. Es war deshalb 
richtig, daß sich das Bezirksgericht in seinem Urteil mit 
den dort vertretenen fehlerhaften Auffassungen aus­
einandergesetzt hat.
So war der Umstand, daß die Klägerin gegenwärtig 
mit dem Kind noch bei ihren Eltern wohnt und des­
halb auch von ihnen im Rahmen des täglichen Zusam­
menlebens ein gewisser erzieherischer Einfluß auf das 
Kind ausgeht, für die Entscheidung unbeachtlich. Im 
allgemeinen gehören zum Lebens- und Familienkreis 
des Kindes auch die Großeltern. Sie üben in der Regel 
einen positiven Einfluß auf die Entwicklung des Kindes 
aus. Es sind vorwiegend erfahrene, mit dem Leben in 
der sozialistischen Gesellschaft eng verbundene, meist 
selbst noch berufstätige Menschen, deren erzieherische 
Fähigkeiten nicht durch allgemeine Vorbehalte abge­
wertet werden dürfen. Deshalb bestand keine Veran­
lassung, der Tatsache, daß die Klägerin gegenwärtig 
mit dem Kind noch bei ihren Eltern wohnt, für die 
Entscheidung über das Erziehungsrecht besondere Be­
deutung beizumessen. Dieser Umstand wäre nur dann 
beachtlich, wenn die Klägerin die Absicht hätte, sich 
von ihrem Kind zu lösen und es ihren Eltern zur allei­
nigen Erziehung zu überlassen (vgl. Ziff. 13 der OG- 
Richtlinie Nr. 25), oder wenn nachgewiesen worden 
wäre, daß von den Großeltern ein negativer Einfluß 
auf das Kind ausgeübt wird. Beide Umstände lagen 
nicht vor. In diesem Zusammenhang hat das Bezirks­
gericht zutreffend darauf hingewiesen, daß alle berufs­
tätigen Eltern je nach dem Ausmaß und der Art ihrer 
beruflichen und gesellschaftlichen Tätigkeit auf die ge­
legentliche Hilfe Dritter angewiesen sein können. Das 
Oberste Gericht ist auf diese Frage bereits in seinen 
Urteilen vom 25. Januar 1968 — 1 ZzF 38/67 — (NJ 1968
S. 411) und vom 6. März 1973 - 1 ZzF 2/73 - (NJ 1973
S. 298) in dem angeführten Sinn eingegangen.
Die Mitwirkung und Hilfe Verwandter oder weiterer 
Bürger bei der Erziehung der Kinder kann von beson­
derer Bedeutung sein, wenn ein Elternteil im Schicht­
dienst arbeitet. Die diesbezüglichen Auffassungen des 
Referats Jugendhilfe und des Kreisgerichts übersehen 
die gesellschaftliche Notwendigkeit, in bestimmten Be­
reichen der Industrie und Landwirtschaft, des Ver­
kehrs- und Versorgungswesens Schichtarbeit zu leisten. 
Den gesellschaftlichen Erfordernissen entspricht das 
gesellschaftliche Anliegen, diesen Werktätigen beson­
dere Anerkennung, Unterstützung und Förderung zu­
teil werden zu lassen. Sofern sich für die Erziehungs­
berechtigten, insbesondere für alleinstehende, aus der 
Schichtarbeit besondere Probleme bei der Betreuung 
und Erziehung der Kinder ergeben, ist es die Pflicht 
staatlicher Organe und Institutionen, darauf Einfluß zu 
nehmen, daß durch besondere Maßnahmen die Über­
einstimmung gesellschaftlicher und persönlicher In­
teressen erreicht wird (vgl. Ziff. 1 und 5 der OG-Richt-

linie Nr. 25; OG, Urteil vom 7. Mai 1974 — 1 ZzF 5/74 — 
NJ 1975 S. 23).
Beide Instanzgerichte sind in Übereinstimmung mit der 
Stellungnahme des Referats Jugendhilfe davon ausge­
gangen, daß die Erziehung und Betreuung des Kindes 
in der Vergangenheit im wesentlichen die Aufgabe der 
Klägerin war, die sie gut erfüllte. Diese Feststellung ist 
im vorliegenden Verfahren der bestimmende Faktor 
für die Übertragung des Erziehungsrechts, während 
alle weiteren Umstände nur von untergeordneter Be­
deutung sind. In Ziff. 7 der OG-Richtlinie Nr. 25 wird 
darauf hingewiesen, daß der erzieherische Einfluß der 
Eltern im allgemeinen von besonderer Bedeutung ist. 
Je nach dem Alter des Kindes sind die konkreten Er­
ziehungsaufgaben unterschiedlich. Für kleine Kinder 
ist die Gestaltung eines geregelten Lebens durch eine 
ordnungsgemäße Betreuung ein wichtiger Beitrag, um 
ihre körperliche Entwicklung zu fördern und zugleich 
bestimmte Verhaltensweisen und Eigenschaften von 
klein auf anzuerziehen. Da die Klägerin die bisherigen 
Erziehungsaufgaben seit der Geburt des Kindes im we­
sentlichen allein und gut gelöst hat, ist aus dieser Fest­
stellung nach Ziff. 7 der OG-Richtlinie Nr. 25 zugleich 
die Schlußfolgerung abzuleiten, daß sie die erforder­
lichen Pflichten im Interesse des Kindes auch weiterhin 
gut erfüllen wird.
Der größere Anteil der Klägerin an der bisherigen Er­
ziehung des Kindes ist vor allem darauf zurückzufüh­
ren, daß sie nach der Geburt des Kindes für die Dauer 
eines Jahres ihre Berufstätigkeit unterbrochen hat. 
Diese Entscheidung erfolgte in Übereinstimmung mit 
dem Verklagten. Damit haben die Parteien im Rahmen 
ihrer persönlichen Entscheidungsmöglichkeit in allen 
Angelegenheiten des Ehe- und Familienlebens eine 
Festlegung getroffen, die ihren beruflichen und persön­
lichen Bedingungen entsprach. Das Oberste Gericht hat 
in seinem Urteil vom 22. Januar 1970 — 1 ZzF 30/69 — 
(NJ 1970 S. 336) sowie in weiteren Entscheidungen dar­
auf hingewiesen, daß nach dem Gesetz (§ 45 Abs. 1 
FGB) das Erziehungsrecht den Eltern gemeinsam und 
gleichberechtigt zusteht, womit jedoch nicht ausge­
schlossen ist, daß sie unter sich bestimmte Absprachen 
treffen oder Gewohnheiten entwickeln, die dazu füh­
ren, daß innerhalb der Familie im wesentlichen ein 
Elternteil die Kinder betreut und erzieht. Der gegen­
wärtige gesellschaftliche Entwicklungsstand ist, unge­
achtet einer zunehmenden Beteiligung der Väter an den 
Erziehungsaufgaben, dadurch gekennzeichnet, daß in 
vielen Fällen die Betreuung und Erziehung der Kinder 
vorwiegend den Müttern obliegt. Auf diese gesell­
schaftlichen Entwicklungsprobleme ist das Oberste Ge­
richt in seinem Urteil vom 6. März 1973 — 1 ZzF 2/73 — 
(a. a. O.) ausführlich eingegangen. Sofern sich die Par­
teien — wie im vorliegenden Verfahren — darüber ge­
einigt haben, daß sich vor allem die Mutter um das 
Kind bemüht, sie deshalb sogar ihre Berufstätigkeit 
und persönliche Entwicklung unterbricht, besteht keine 
Veranlassung, zur Zeit der Ehescheidung ohne zwin­
gende, im Interesse der Kinder liegende Erfordernisse 
auf eine andere Regelung der Erziehungsverhältnisse 
zuzukommen.
In Verbindung mit dem bisherigen erzieherischen Ein­
fluß der Parteien hat das Bezirksgericht mißbilligt, daß 
die Klägerin mit dem Kind vom Verklagten wegge­
gangen ist. Insoweit hat es übersehen, daß die Tren­
nung der Parteien auch den Überlegungen des Ver­
klagten entsprach. Im übrigen hat das Oberste Gericht 
in seiner bisherigen Rechtsprechung darauf hingewie­
sen, daß die Gerichte aus dem Verhalten der Parteien 
in der Ehescheidungssituation, die vielfach durch eine 
besondere Zuspitzung aller Konflikte zwischen den Ehe­
gatten gekennzeichnet ist, keine zu weitreichenden
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